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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Rahmen der Legislaturplanung wollte Nationalrat Pfister (svp, SG) den Bundesrat
verpflichten, trotz der bilateralen Verträge mit der EU Bestimmungen in das neue
Ausländergesetz aufzunehmen, mit denen eine Stabilisierung des Ausländeranteils
erreicht werden soll. Trotz anfänglicher Opposition von Vermot (sp, BE) und Garbani
(sp, NE) wurde der Vorstoss schliesslich als Postulat verabschiedet. 1

POSTULAT
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos lehnte der Nationalrat ein Postulat Pfister (cvp, ZG) ab, das einen Bericht
über sich illegal in der Schweiz aufhaltende Ausländer verlangt hatte. In seiner Antwort
erklärte der Bundesrat, eine im Frühjahr im Auftrag des Bundesamts für Migration
veröffentlichte Studie schätze die Zahl der Sans-Papiers auf 80-100 000 – weniger als
erwartet. Wo sich diese Personen aufhielten, sei abhängig vom Urbanisierungsgrad
einer Region, der Dichte der ausländischen Bevölkerung und der Wirtschaftskonjunktur.
Die Papierlosen kämen aus unterschiedlichen Herkunftsstaaten (insbesondere
Lateinamerika, Ost- und Südosteuropa), seien mehrheitlich zwischen 20 und 40 Jahre
alt, lebten meistens ohne Familie in „anonymen“ städtischen Gebieten und arbeiteten
in Haushaltungen, dem Gast-, Bau- und dem Reinigungsgewerbe, aber auch in der
Landwirtschaft zu tiefen Löhnen (1000-2000 Fr. monatlich) und mit langen
Arbeitszeiten. Sans-Papiers würden kaum kriminell, um ihren ohnehin prekären
Aufenthalt nicht zusätzlich zu gefährden. 2

POSTULAT
DATUM: 29.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Rahmen der ausserordentlichen Session zu Migration überwies der Nationalrat ein
Postulat der CVP/EVP/glp-Fraktion betreffend der Erneuerung von
Aufenthaltsbewilligungen von EU/EFTA-Bürgern im Falle von Arbeitslosigkeit. In einem
Bericht soll die Landesregierung darlegen, wie die nach Ansicht der Verfasser der
Motion zu liberale Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen eingeschränkt werden könnte.
Die Verfasser des Postulats störten sich insbesondere daran, dass auch Ausländer,
welchen die Arbeitslosigkeit droht, die Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung relativ
einfach erhalten. 3

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

En décembre 2016, le Conseil national a accepté à l'unanimité un postulat du groupe de
l'union démocratique du centre, demandant un rapport sur les conséquences à long
terme de l'intégration des étrangers. Le rapport devrait se pencher d'une part sur les
effets de l'intégration pour les pays d'origine des migrants, sous l'angle notamment de
la "fuite de cerveaux". Les conséquences pour la Suisse sont également à prendre en
compte, le texte du postulat évoquant: la structure salariale, la mixité sociale ainsi que
la composition générale de la population suisse. En somme, les postulants craignent
que les mesures d'intégration entreprises en Suisse jouent un rôle de "faux signal",
puisque la priorité est selon eux que les personnes puissent au plus vite rentrer dans
leur pays d'origine pour participer à sa reconstruction. Le Conseil fédéral s'est
également montré favorable à la rédaction d'un tel rapport. 4

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Asylpolitik

La commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) a déposé en avril
2017 un postulat visant à explorer les diverses mesures pouvant faciliter une intégration
sur le marché du travail des réfugiés reconnus et des personnes admises à titre
provisoire. Ce postulat s'inscrit dans le cadre de la motion 17.3270, qui vise une
modification du statut de l'admission provisoire. Suite au débat de cette motion en juin
2017, le postulat a été accepté à l'unanimité sans débat. 5

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

In Erfüllung dreier nach Annahme der Minarett-Initiative überwiesener Postulate
präsentierte der Bundesrat im Mai einen umfassenden Bericht zur Situation der
Muslime in der Schweiz. Das 100 Seiten umfassende Dokument bietet sowohl eine
Datengrundlage zur Präsenz von Muslimen in der Schweiz wie auch einen Überblick
über Berührungspunkte und mögliche Spannungsfelder zwischen Staat und Religion
sowie eine Auflistung wirksamer Massnahmen zur Verbesserung der
Integrationsbemühungen. Laut Bericht leben zwischen 350'000 und 400'000 Muslime
in der Schweiz, wovon ein Drittel über das Schweizer Bürgerrecht verfüge. Der Islam in
der Schweiz sei geprägt von einer Vielzahl schwach vernetzter Gruppierungen, deren
Mitglieder im Unterschied zu den Muslimen im restlichen Westeuropa grösstenteils aus
der Türkei und dem Westbalkan stammen und somit aufgrund ihrer Herkunft eher mit
der hiesigen Gesellschafts- und Rechtsordnung vertraut seien als Muslime arabischen
oder asiatischen Ursprungs. Von den zwölf bis fünfzehn Prozent der Muslime, die ihren
Glauben tatsächlich praktizieren, täten dies vier Fünftel ohne Kollision mit den in der
Schweiz geltenden gesellschaftlichen Gepflogenheiten. Aufgrund dieser Befunde sah
der Bundesrat keine Gefahr für die Entstehung sogenannter Parallelgesellschaften und
verurteilte die teilweise undifferenzierte und oft verletzende negative Haltung
gegenüber Muslimen im öffentlichen Diskurs und in den Medien. Die Ergebnisse der
Studie würden nicht darauf hindeuten, dass Massnahmen zum Abbau religiöser
Differenzen zu einer verbesserten Integration führen würden; vielmehr bedürfe es der
Überwindung von Sprachbarrieren. Der Bundesrat erachtete die Postulate somit als
erfüllt und beantragte dem Parlament deren Abschreibung. 6

POSTULAT
DATUM: 08.05.2013
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2000, S. 841 und 1052.
2) AB NR, 2005, S. 952 und Beilagen II, S. 503 f.; Presse vom 27.4.05;  NZZ, 12.7.05. 
3) Po. 10.3064: AB NR, 2011, S. 1724;
4) BO CN, 2016, p. 2287
5) BO CN, 2017, p. 1034 ss.
6) AZ und LT, 10.5.13; Medienmitteilung BR vom 8.5.13; Bericht des Bundesrates.
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